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abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge sind  zulässig,
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schädliche Umwelteinwirkungen - Lärmschutzwand - LSW
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Sondermühlener Straße - K 213

Beckers Kamp

VERFAHRENSVERMERKE 
Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) 
und des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) sowie der §§ 10 
und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
2010, 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2013 (Nds. GVBl. S. 258), hat der Rat der Stadt Melle 
diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen sowie den 
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung als Satzung beschlossen. 

Melle, den 17.04.2014 ............................. 
 Bürgermeister 

Aufstellungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Melle hat am  26.06.2013  die Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 1 Abs. 3 BauGB im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB am  29.06.2013  ortsüblich bekannt gemacht. Die Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB ist in Form der öffentlichen Auslegung (nach ortsüblicher Bekanntmachung am  ....................) vom  
....................  bis einschließlich  ....................  erfolgt. 

Melle, den 17.04.2014 ............................. 
 Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung 
Der Rat der Stadt Melle hat am  01.10.2013  den Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung sowie die 
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung und die 
weiteren Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB wurden am  05.10.2013  ortsüblich bekannt gemacht. Der 
Entwurf des Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung haben vom  14.10.2013  bis einschließlich  
15.11.2013  öffentlich ausgelegen. 

Melle, den 17.04.2014 ............................. 
 Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung mit Einschränkung 
Der Rat der Stadt Melle hat am  ....................  gemäß § 4a Abs. 3 dem geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt. Den Beteiligten im Sinne von § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB 
wurde mit Schreiben vom  ....................  Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum  ....................  gegeben. Die 
erneute Auslegung wurde am  ....................  ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes 
und der Entwurf der Begründung haben vom  ....................  bis einschließlich  ....................  öffentlich 
ausgelegen. 

Melle, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Satzungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Melle hat den Bebauungsplan - mit baugestalterischen Festsetzungen - nach Prüfung der 
Anregungen (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB) am  02.04.2014  als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung 
beschlossen. 

Melle, den 17.04.2014 ............................. 
 Bürgermeister 

In Kraft Treten 
Der Beschluss des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB i. V. m. § 8 der Hauptsatzung der 
Stadt Melle am  03.05.2014  im „Meller Kreisblatt“ bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB am  03.05.2014  in Kraft getreten. 

Melle, den 20.05.2014 ............................. 
 Bürgermeister 

Mängel der Abwägung 
Innerhalb eines Jahres nach in Kraft Treten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften bzw. sind Mängel des Abwägungsvorganges (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 215 BauGB) 
beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden. 

Melle, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Planverfasser 
Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet vom   
 
 
 
Osnabrück, den  26.07.2013 / 31.07.2013 / 03.02.2014 

 

(L.S.) 

(L.S.) 

(L.S.) 

(L.S.) 

(L.S.) 

i.V.  A. Dreier 

i.V.  A. Dreier 

i.V.  A. Dreier 

i.V.  A. Dreier 

i.V.  A. Dreier 

T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N 

A Planungsrechtliche Festsetzungen – gemäß § 9 BauGB 

1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m § 1 Abs. 5 u. 6 BauNVO) 

1.1 Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO 
 

Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
4. sonstige Gewerbebetriebe, 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
6. Gartenbaubetriebe. 

 

Tankstellen und Vergnügungsstätten sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. Ferner sind Sexshops und 
solche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf die Ausübung sexueller Handlungen innerhalb der Be-
triebsflächen ausgerichtet ist oder bei denen die Ausübung sexueller Handlungen ein betriebliches We-
sensmerkmal darstellt (z.B. Bordelle, bordellartige Betriebe, sogenannte Swinger-Clubs) oder gewerbliche 
Zimmervermietungen zum Zweck der Vornahme sexueller Handlungen nicht zulässig. 

 

1.2 Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 
 

Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, sowie nicht störende Handwerksbetriebe,  
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
4. Gartenbaubetriebe. 

 

Die sonstigen nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sowie Schank- und Speise-
wirtschaften werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m den §§ 16 und 19 BauNVO) 

2.1 Im MI 2 und WA darf die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens, gemessen von der gewachsenen Ge-
ländeoberfläche bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden in der Mitte des Gebäudes an der Straßen-
seite, 1,00 m nicht überschreiten.  

 

2.2 Die Traufenhöhe, gemessen von Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zum Schnittpunkt der Aus-
senkante des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Dachhaut, darf im MI 2 und WA 6,50 m nicht über-
schreiten. Diese maximale Traufenhöhe gilt ebenfalls für die niedrigere Traufenseite bei Pultdächern. 

 

2.3 Die Firsthöhe bzw. maximale Gebäudehöhe (höchster Punkt Oberkante Dachhaut) darf im MI 1 maximal 
14,0 m über Oberkante nächstliegender öffentlicher Verkehrsfläche liegen.  
Die Firsthöhe bzw. maximale Gebäudehöhe wird im MI 2 auf maximal 10,0 m, bei Gebäuden mit Pultdach 
auf 9,0 m, im WA auf maximal 9,0 m, bei Gebäuden mit Pultdach auf maximal 8,0 m über Oberkante 
fertiger Erdgeschossfußboden festgesetzt. Eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe um 
maximal 4,0 m im MI 1 und um maximal 2,0 m im MI 2 und WA für technisch erforderliche, untergeordnete 
Bauteile (z.B. Schornsteine, technische Aufbauten für Aufzüge) ist ausnahmsweise zulässig. 

 

2.4 Die Grundflächenzahl darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen u. Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, überschritten werden, wenn folgende Voraussetzun-
gen erfüllt werden: Stellplätze u. Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit breit-
fugig verlegtem Pflaster oder Rasengittersteinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. 

 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 2 BauGB i. V. m den §§ 22 und 23 BauNVO) 

3.1 Offene Bauweise (§ 22 BauNVO): 
In der offenen Bauweise sind Einzel- und Doppelhäuser bis zu einer Länge von 25,0 m zulässig. Dabei sind 
die für eine offene Bauweise festgesetzten Grenzabstände gemäß Niedersächsischer Bauordnung (NBauO) 
einzuhalten.  

 

3.2 Abweichende Bauweise (§ 22 BauNVO):  
In der abweichenden Bauweise sind Einzel- und Doppelhäuser sowie Hausgruppen in offener Bauweise, je-
doch auch mit einer Länge von mehr als 50,0 m zulässig. Dabei sind die für eine offene Bauweise festge-
setzten Grenzabstände gemäß Niedersächsischer Bauordnung (NBauO) einzuhalten.  

 

3.3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO):  
Die tatsächlich überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch die gemäß § 23 BauNVO festgeleg-
ten Baugrenzen in Verbindung mit den Bestimmungen der NBauO über Bauweise, Abstandsflächen und 
Gebäudeabstände.  

 

3.4 Nicht überbaubare Grundstücksflächen  
Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO sind mit folgenden Auflagen auch in 
den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig: Zwischen der Einfahrtseite von Garagen, Carports 
oder sonstigen Nebenanlagen und der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche muss ein Mindest-
abstand von 5,0 m eingehalten werden. 

 
4.  Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB) 

4.1 In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen „Lärmschutzwand“ 
(LSW) sind als Vorkehrung gegen den Straßenverkehrslärm technische Lärmschutzeinrichtungen in der 
Form eine Wand vorzusehen (Höhe und Anordnung entsprechend des Fachbeitrages Schallschutz 
Verkehrslärm, Projekt-Nr. 13-008-01, erstellt von dem Büro RP-Schalltechnik, Osnabrück, 25. Juli 2013). 

 

4.2 In den im Plan gemäß DIN 4109 gekennzeichneten Lärmpegelbereichen II bis IV müssen bei Errichtung, 
Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden 
Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schall-
Dämmmaß (erf. R’w,res) durch die Außenbauteile (Wandanteil, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) wie folgt 
erfüllt werden: 

 
Lärmpegelbereich II (= maßgeblicher Außenlärm 55-60 dB(A)) 
  Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf.R’w,res = 30 dB 
  Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB 
 
Lärmpegelbereich III (= maßgeblicher Außenlärm 60-65 dB(A)) 
  Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf.R’w,res = 35 dB 
  Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB 
 
Lärmpegelbereich IV (= maßgeblicher Außenlärm 65-70 dB(A)) 
  Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf.R’w,res = 40 dB 
  Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 35 dB 
 

 

4.3 Innerhalb des Mischgebietes (MI) sind in den überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen mit Fenstern in 
den Bereichen der gekennzeichneten Gebäudefronten (Lärmpegelbereiche) schallgedämmte Lüftungen 
vorzusehen. Die schallgedämmte Lüftung ist nicht erforderlich, wenn zusätzliche Fenster in den Bereichen 
vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungswerte gemäß DIN 18005 – Schallschutz im 
Städtebau- aufweisen. 

 
5.  Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

5.1 Im MI 2 und WA ist je angefangene 400 m² Baugrundstück auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens 
ein hochstämmiger Laubbaum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen. Diese Vorgabe entfällt, wenn 
auf dem Grundstück bestehende Großgehölze (Stammdurchmesser in 1 m Höhe mind. 15 cm) dauerhaft 
erhalten werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. 

 

5.2 Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte heimi-
sche Gehölze entsprechend der Liste im Landschaftsökologischen Fachbeitrag zu verwenden. 

 
6.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

6.1 In der Fläche A ist das festgesetzte Regenrückhaltebecken mit wechselnden Böschungsneigungen und 
einer geschwungenen Uferlinie naturnah zu gestalten. Die Flächen des Regenrückhaltebeckens sind dau-
erhaft extensiv zu pflegen. Düngung, Herbizid- und Pestizideinsatz sind nicht zulässig.  

 

6.2 In der Fläche B ist ein naturnahes Siedlungsgehölz aus standortgerechten heimischen Laubgehölzen anzu-
legen, Pflanzdichte mindestens 1 Gehölz pro 5 m², Pflanzqualität mindestens einmal verschulte leichte 
Sträucher bzw. leichte Heister. Bei Verwendung von Kopfweiden (Salix alba, Salix viminalis) sind auch aus-
schlagfähige Setzstangen (Zopfstärke mind. 6 cm Durchmesser) zulässig. 

 

6.3 Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten 
ist das Fällen, Roden und Zurückschneiden von Gehölzen nur in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. zuläs-
sig.  

 
B Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 NBauO) 
1.1 Die Dachausbildung muss als Sattel-, Walm-, Krüppelwalm- oder Pultdach erfolgen. Die Dachneigung muss 

bei Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächern mindestens 30 Grad, bei Pultdächern mindestens 15 Grad 
betragen. Abweichend hiervon sind im MI 1 grundsätzlich auch Flachdächer zulässig.  
Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO können auch mit Flachdach errichtet 
werden.  
Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte (Loggien) sind nur bis zu 50 % der jeweiligen Traufenlänge 
zulässig. Der Abstand vom Ortgang, Grat, First und Traufe muss mindestens 1,00 m betragen. 

 

1.2 Geneigte Dacheindeckungen sind in den Farben grau-anthrazit, schwarz, rot oder rotbraun auszuführen. 
Hochglänzende Dacheindeckungen sind unzulässig. 

 
 

Planunterlage Geschäftsbuch: 135011 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung  © 2013 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück-Land 
Stadt Melle 
Wellingholzhausen 
10 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 18.03.2013). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 

Angefertigt durch Dipl.-Ing. Manfred Brunemann 
 Öffent lich bestell ter  Vermessungsingenieur  
 Grönenberger  Straße 1a,  49324 Mel le  
 

 
Melle, den  10.04.2014 
 
 
  
 Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 

 

 
Dienstsiegel 

gez. Brunemann 

Stadt Melle

Bebauungsplan
"Der kleine Holzkamp"

Stand: Endfassung Gemarkung Wellingholzhausen, Flur 10

(Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB)

mit örtlicher Bauvorschrift

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 
1548). 
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 22.07.2011 (BGBl I S. 1509). 
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
2010, 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. S. 307). 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46). 
 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 

können u.a. sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) ge-
macht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerun-
gen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergange-
nen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der 
Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker 
Land, Lotter Straße 2, 79078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich ge-
meldet werden.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach 
der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

2. Sichtwinkel sind oberhalb 0,80 m über Straßenoberkante von jeder Sichtbehinderung 
dauernd freizuhalten (gem. § 31 (2) NStrG). Es sind nur Einzelbäume zulässig, bei denen 
die Äste nicht unter 2,50 m Höhe über Gelände ansetzen. Von dieser Festsetzung sind 
vorhandene hochstämmige Bäume ausgenommen. 

 
 
H I N W E I S E 
1. Es wird aus ortsgestalterischen Gründen empfohlen, Stellplätze für Abfallbehälter im Vorgar-

tenbereich (Bereich zwischen vorderer Bauflucht und nächstliegender öffentlicher Verkehrs-
fläche) mit Hecken einzufassen oder die Abfallbehälter in Schränken unterzubringen, die mit 
Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen sind.  

 

2. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit 
Schäden und Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträ-
ger um Anzeige der erd-verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. 
Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. 

 

3. An das Gebiet grenzen teilweise landwirtschaftliche Nutzflächen an, aus denen es zeitweise 
auch im Zuge der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Staub- und 
Geräuschimmissionen kommen kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.  

 

4. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Ar-
beitsblattes W 405 (Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas-
und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten.  

 

5. Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Regelwerk GW 
125 (identisch mit DWA-M 162, FGSV-Nr. 939) einzuhalten. 

 

6. Vor Beginn von baulichen Maßnahmen ist sicherzustellen, dass es z.B. durch Gehölzfällun-
gen oder den Abriss von Gebäuden zu keinen Verbotstatbeständen gemäß § 44 Bundesna-
turschutzgesetz kommt (z.B. Tötungen). Die Ausführungen des Landschaftsökologischen 
Fachbeitrages zum Artenschutz (insbesondere S. 15) sind entsprechend zu beachten. 

 


